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Vorwort zur 2. Auflage

Wir freuen uns, gut zweieinhalb Jahre nach Erscheinen unseres Werkes die zweite 
Auflage vorstellen zu können. Dessen Ziele und didaktisches Konzept sind unverän­
dert. Jedoch haben wir jeden hierfür geeigneten Paragrafen um eine Zusammenfassung 
ergänzt, die nochmals die Strukturen der behandelten Materie herausstellen und dem 
Leser dadurch einfacher die Kontrolle ermöglichen soll, ob er diese zutreffend erfasst 
hat.

Die Neuauflage ist auch den aktuellen Entwicklungen der Gesetzgebung und Recht­
sprechung geschuldet. So hat sich die Praxis des Zivilprozesses etwa dadurch nachhal­
tig verändert, dass seit dem 1.1.2022 anwaltliche Schriftsätze gem. § 130d ZPO nur 
noch als elektronisches Dokument beim Gericht eingereicht werden können, in der 
traditionellen „Papierform“ vorgenommene Prozesshandlungen also unwirksam sind. 
Auch die aktuelle Rechtsprechung bewirkt mitunter nachhaltige Veränderungen. So 
hat etwa das BVerfG die ständige bisherige gerichtliche Praxis, einstweilige Verfügung 
durch Beschluss zu erlassen, ohne dass der Antragsgegner zuvor die Möglichkeit zur 
Stellungnahme haben musste, im Regelfall als Verletzung des Anspruchs auf rechtliches 
Gehör (Art. 103 Abs. 1 GG) beanstandet. Für Rechtsanwälte zieht dies zwangsläufig 
Änderungen im taktischen Vorgehen nach sich (dazu Rn. 664 f.).

Die Neuauflage berücksichtigt solche Rechtsentwicklungen sowie Rechtsprechung und 
Literatur bis Mitte Juni 2022. Allen Lesern sind wir weiterhin für jeden Hinweis zur 
Verbesserung unseres Buches dankbar und dafür gern unter

s.schmitz-herscheidt@heimann-partner.com bzw. benjamin.wagner@lebuhn.de

erreichbar. Besonderer Dank gebührt schließlich unverändert Herrn Dr. Peter Schmidt 
für die ausgezeichnete Unterstützung seitens des Lektorats des Nomos-Verlags.

 

Hamm und Hamburg im Juni 2022

 

Stephan Schmitz-Herscheidt Benjamin Wagner
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Vorbemerkung zur 1. Auflage

Das rechtswissenschaftliche Studium vermittelt den Studenten die Zusammenhänge 
des materiellen Rechts. Im Referendariat machen sie sich dann mit den Details des 
Prozessrechts vertraut. Damit sind die Grundlagen für ein erfolgreiches Anwaltsleben 
unzweifelhaft gelegt. Hinzu kommt aber noch ein weiterer Faktor, der in der nach wie 
vor vorrangig auf den Richterberuf ausgerichteten juristischen Ausbildung meist nur 
eine untergeordnete Rolle spielt: Anders als aus der Ausbildung gewohnt, wird der 
Rechtsanwalt in der Praxis nicht allein mit abgeschlossenen Sachverhalten konfron­
tiert, die „nur“ noch auf eine rechtliche Subsumtion unter die einschlägigen gesetzli­
chen Bestimmungen warten, sondern von ihm wird häufig auch eine Rechtsgestaltung 
gefordert. Er muss beispielsweise Verträge aufsetzen. Deren Inhalt ist nicht selten erst 
das Ergebnis von Verhandlungen, in denen beide Vertragsparteien versuchen, das für 
sie bestmögliche Ergebnis zu erzielen. Wird der Rechtsanwalt dabei hinzugezogen, ist 
neben seinem ausgeprägten juristischen Sachverstand auch Verhandlungsgeschick ge­
fragt. Dasselbe gilt, wenn ein Konflikt durch außergerichtliche Verhandlungen gelöst, 
d. h. eine gerichtliche Auseinandersetzung vermieden werden soll. In allen diesen Fäl­
len wird dem Rechtsanwalt neben dem rechtlich richtigen auch ein taktisch geschick­
tes Vorgehen abverlangt. Dies gilt nicht zuletzt auch bei der anwaltlichen Führung 
von Zivilprozessen. Denn hier geht es darum, die von der Rechtsordnung zur Verfü­
gung gestellten, materiellen-rechtlichen wie prozessualen Gestaltungsmöglichkeiten zu 
erkennen und geschickt einzusetzen, um die Interessen des Mandanten bestmöglich zu 
vertreten.

Diese taktischen Möglichkeiten im Zivilprozess und in außergerichtlichen Verhandlun­
gen will das vorliegende Werk aufzeigen. Es ist hervorgegangen aus der Vorlesung des 
Autors Schmitz-Herscheidt an der Universität Münster zum Thema „Verhandlungs­
strategien und forensische Praxis“ im Rahmen des Schwerpunktbereiches „Rechtsge­
staltung und Streitbeilegung“. Gleichwohl richtet sich unser Buch nicht nur an Studen­
ten und Referendare, sondern möchte auch Kollegen wertvolle Entscheidungshilfen bei 
taktischen Überlegungen und Entscheidungen bieten.

Rechtsprechung und Literatur sind bis Mitte Dezember 2019 berücksichtigt.

Für jeden Hinweis zur Verbesserung unseres Buches sind wir dankbar. Besonderer 
Dank gebührt schließlich Herrn Dr. Peter Schmidt für die ausgezeichnete Unterstüt­
zung seitens des Lektorats des Nomos-Verlags.

Hamm und Hamburg

Stephan Schmitz-Herscheidt Benjamin Wagner
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Prozesstaktik

Teil I
Einleitung

Was ist Prozesstaktik?

Zivilprozesse sind erforderlich, weil die Parteien ihre privatrechtlichen Ansprüche – 
von engen Ausnahmen abgesehen, vgl. etwa § 229 BGB – nicht im Wege der Selbsthilfe 
durchsetzen dürfen, sondern vor den Gerichten geltend machen und diese hierüber 
entscheiden lassen müssen. Warum aber soll dafür eine (Prozess-)Taktik erforderlich 
sein? Darf denn über den Prozesserfolg entscheiden, welche Partei taktisch klüger 
agiert bzw. den cleversten Rechtsanwalt hat oder sich leisten kann? Muss der Ausgang 
eines Zivilprozesses nicht allein von zwei Faktoren abhängen, nämlich dem objektiven 
Sachverhalt und der gleichfalls objektiven Rechtslage? Dann müsste das Gericht „nur“ 
diesen Sachverhalt ermitteln und darauf das materielle Recht fehlerfrei anwenden. Da 
es dafür ausgebildet ist (iura novit curia), wäre der Rechtsanwalt eigentlich überflüs­
sig, ihm könnte allenfalls noch die Aufgabe zukommen, das Gericht objektiv richtig zu 
beraten.

Dass diese idealistische (oder auch naive) Betrachtung zu kurz greift und das Ge­
setz den Parteien taktische Entscheidungen nicht nur gestattet, sondern sogar von 
ihnen verlangt, zeigt bereits das materielle Recht. So bedürfen beispielsweise Gestal­
tungsrechte wie Anfechtungs-, Rücktritts- oder Kündigungsrechte der (rechtzeitigen) 
Ausübung, so dass der Berechtigte sein Recht zunächst erkennen und sich sodann 
entscheiden muss, ob er hiervon Gebrauch machen möchte oder der status quo für ihn 
vorteilhafter ist. Mitunter lässt ihm das Gesetz auch die Wahl zwischen verschiedenen 
Rechten, so etwa bei den kauf-, werk- oder mietvertraglichen Gewährleistungsrech­
ten, so dass er – ggf mit anwaltlicher Beratung – entscheiden muss, welches Ziel 
er verfolgen will und wie dies zu erreichen ist. Auch das Zivilprozessrecht verlangt 
von den Parteien bzw. deren Prozessbevollmächtigten regelmäßig eine Entscheidung 
zwischen mehreren möglichen Vorgehensweisen. Denn der Zivilprozess wird durch 
zwei wesentliche Verfahrensgrundsätze geprägt, nämlich die Dispositionsmaxime und 
den Beibringungsgrundsatz.1

Dispositionsmaxime

Die Dispositionsmaxime bedeutet – im Gegensatz zur Offizialmaxime, die etwa für 
den Strafprozess gilt –, dass nicht das Gericht, sondern die Parteien die Freiheit und 
das Recht zur Verfügung über den Prozess im Ganzen, dh über den Streitgegenstand 
haben.2 Das bedeutet insbesondere:

A.

§ 1

I.

1 Zu weiteren Verfahrensgrundsätzen, die an dieser Stelle keiner Erörterung bedürfen, vgl. etwa Rosen­
berg/Schwab/Gottwald, §§ 78 ff.

2 Musielak/Voit, Rn. 205; Rosenberg/Schwab/Gottwald, § 76 Rn. 1.

  A.
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n Der Prozess beginnt nur auf Initiative des Klägers, dh durch Klageerhebung.

n Der Kläger bestimmt den Streitgegenstand der Klage, d. h. nur er entscheidet, wel­
cher Anspruch oder welche Ansprüche im prozessualen Sinne (zum Begriff Rn. 260) 
mit der Klage geltend gemacht werden. Für den Beklagten gilt entsprechendes in 
Bezug auf eine etwaige Widerklage.

n Das Gericht entscheidet nur über Anträge und darf nichts Anderes und nicht mehr 
zusprechen, als beantragt wurde (§ 308 Abs. 1 ZPO: ne ultra petita). Eine Ausnah­
me bildet etwa die Kostenentscheidung, die gem. § 308 Abs. 2 ZPO von Amts 
wegen ergeht.

n Die Parteien können durch Verzicht (§ 306 ZPO) oder Anerkenntnis (§ 307 ZPO) 
eine Sachentscheidung ohne sachliche Prüfung durch das Gericht herbeiführen.

n Die Parteien können den Rechtsstreit durch Klagerücknahme (§ 269 ZPO), Ver­
gleichsabschluss oder übereinstimmende Erledigungserklärung (§ 91a ZPO) been­
den.

Beibringungsgrundsatz

Der Beibringungsgrundsatz besagt, dass das Gericht den maßgeblichen Sachverhalt 
nicht von Amts wegen ermittelt (so beim Amtsermittlungsprinzip, das etwa in der Ver­
waltungs-, Sozial- und Finanzgerichtsbarkeit gilt), sondern die Parteien die Tatsachen, 
über die das Gericht entscheiden soll, vortragen und ggf. beweisen müssen.3 Dies hat 
zwei Konsequenzen:

n Das Gericht berücksichtigt nur Tatsachen, die von den Parteien vorgetragen wur­
den. Bei deren rechtlicher Würdigung ist das Gericht demgegenüber frei und selbst 
an eine übereinstimmende Beurteilung der Parteien bzw. ihrer Anwälte nicht gebun­
den, sondern im Gegenteil verpflichtet, diese zu überprüfen.4 Wie schon im römi­
schen Recht gilt der Satz: „Da mihi facta, dabo tibi ius“ (frei übersetzt: „Nenne 
mir die Fakten, ich werde die Rechtslage beurteilen.“). Daraus folgt, dass zivilpro­
zessual die Parteien nur den Sachverhalt vortragen müssen und die rechtliche Wür­
digung dem Gericht überlassen können („iura novit curia“ = „Das Gericht kennt 
die Rechtslage“). Aus anwaltshaftungsrechtlichen Gründen darf sich der Rechtsan­
walt allerdings nicht darauf verlassen, dass das Gericht die Rechtslage zutreffend 
beurteilt (Rn. 67 f.).

n Eine Beweiserhebung erfolgt grds. (Ausnahmen ergeben sich aus §§ 142, 144 ZPO, 
Rn. 234, 249) nur auf Antrag, dh sowohl die Tatsache, über die Beweis erhoben 
werden soll, als auch das Beweismittel müssen genau bezeichnet werden.

Konsequenzen

Dispositionsmaxime und Beibringungsgrundsatz führen dazu, dass der Ausgang des 
Prozesses nicht nur von der „objektiven“ Sach- und Rechtslage und deren Beweisbar­
keit abhängt, sondern auch von der sachgerechten Verfahrensführung durch die Partei­
en bzw. deren anwaltliche Vertreter. Nur wenn diese die notwendigen prozessualen 

II.

III.

3 Musielak/Voit, Rn. 208; Rosenberg/Schwab/Gottwald, § 77 Rn. 13.
4 Vgl. BGHZ 212, 104, Tz. 10: „Wenn die Parteien übereinstimmend einen Rechtsbegriff gebrauchen, aber 

zusätzlich Umstände vortragen, nach denen die rechtliche Würdigung unzutreffend ist, sind nur Letztere für 
das Gericht beachtlich.“
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Maßnahmen ergreifen, dh rechtzeitig die richtigen Anträge stellen und die notwendi­
gen Tatsachen – ggf. unter Beweisantritt – vortragen, kann der Prozesserfolg erreicht 
werden. Der Rechtsanwalt muss daher entscheiden, welche prozessualen Mittel er zur 
sachgerechten Verfolgung der Interessen seines Mandanten sinnvollerweise einsetzen 
kann und muss. Dies erfordert nicht selten eine taktische Entscheidung zwischen meh­
reren denkbaren Alternativen, also eine Prozesstaktik. Mit diesem Begriff kann damit 
die sachgerechte Entscheidung zwischen verschiedenen materiellen und prozessualen 
Handlungsalternativen mit dem Ziel der bestmöglichen Erreichung eines konkreten, 
rechtmäßigen Prozessergebnisses bezeichnet werden.5

Grenze jeder Prozesstaktik ist selbstverständlich die prozessuale Wahrheitspflicht: 
Gem. § 138 Abs. 1 ZPO haben beide Parteien ihre Erklärungen über tatsächliche 
Umstände vollständig und der Wahrheit gemäß abzugeben. Dies begründet allerdings 
lediglich eine Pflicht zur subjektiven Wahrhaftigkeit, dh untersagt ist nur, wider besse­
res Wissen vorzutragen oder zu bestreiten. Erlaubt bleibt den Parteien dagegen etwa, 
Tatsachen vorzutragen, über die sie kein zuverlässiges Wissen besitzen und auch nicht 
erlangen können, die sie aber – etwa aufgrund von Schlussfolgerungen – für möglich 
oder wahrscheinlich halten. Auf eine solche Prozessführung sind die Parteien häufig 
sogar angewiesen, wenn sie nicht über eigene Kenntnisse verfügen.6

Die Wahrheitspflicht besteht nur in Bezug auf Tatsachen unter Einschluss von Rechts­
tatsachen (zum Begriff Rn. 76). Dagegen fallen reine Rechtsansichten oder Wertun­
gen nicht unter § 138 Abs. 1 ZPO,7 so dass der Rechtsanwalt auch eine für seinen 
Mandanten günstige Rechtsauffassung vertreten darf, die er persönlich für juristisch 
verfehlt hält.8

Teilweise wird vertreten, dass den Rechtsanwalt dieselben Pflichten aus § 138 Abs. 1 
ZPO träfen wie die Partei.9 Dies ist jedenfalls im Ergebnis zutreffend. Denn die Ver­
letzung der Wahrheitspflicht ist als Prozessbetrug strafbar (§ 263 StGB).10 Wer als 
Rechtsanwalt hieran wissentlich mitwirkt, macht sich folglich zumindest der Beihilfe, 
ggf. sogar der Mittäterschaft schuldig.11 Außerdem ist das bewusste Verbreiten von 
Unwahrheiten dem Rechtsanwalt auch berufsrechtlich untersagt (§ 43a Abs. 3 S. 2 
BRAO). Zu beachten ist aber, dass der Rechtsanwalt seinem Mandanten nicht nur 
glauben darf, sondern auch glauben muss, selbst wenn er gewisse Zweifel hat; erst 
wenn er den sicheren Eindruck gewinnt, dass sein Mandant ihn nicht wahrheitsgemäß 

5 Vgl. Oberheim, Rn. 39; ähnlich auch Schöler MDR 2011, 522, wonach Prozesstaktik die sachgerechte Verfah­
rensführung unter Berücksichtigung der jeweiligen Prozesssituation bedeutet.

6 Vgl. zum Ganzen: BGH NJW 1986, 246, juris-Tz. 27; BGH NJW 1995, 2111, juris-Tz. 13; BGH NJW-RR 2003, 
69, juris-Tz. 9 ff.; BGH ZIP 2018, 1173, Tz. 7; BGH NJW-RR 2019, 380, Tz. 11; BGH NJW 2020, 393, Tz. 9; 
BGH NJW 2020, 1740, Tz. 8; BGH wistra 2020, 379, Tz. 60; BGH NJW 2022, 935, Tz. 18; OLG Hamm GmbHR 
2016, 1154, 1156 f.; Rosenberg/Schwab/Gottwald, § 65 Rn. 66; Musielak/Voit, Rn. 210; Zöller/Greger, § 138 
Rn. 2 f.; MünchKommZPO/Fritsche, § 138 Rn. 2 f.

7 BGH JR 1958, 106 mAnm Schröder.
8 Vgl. MünchKommZPO/Fritsche, § 138 Rn. 2; Wieczorek/Schütze/Gerken, § 138 Rn. 9; Anders/Gehle/Anders, 

§ 138 Rn. 11 f.
9 Anders/Gehle/Anders, § 138 Rn. 14; MünchKommZPO/Fritsche, § 138 Rn. 4.

10 Zur Vermeidung eines Widerspruchs zu § 138 Abs. 1 ZPO erfordert der subjektive Tatbestand dieses Delik­
tes grds. wissentlichen Falschvortrag (Prozessrechtsakzessorietät des Betrugstatbestands); auch bedingter 
Vorsatz kann nur bei Vortrag „ins Blaue hinein“ (dazu Rn. 152) angenommen werden, vgl. BGH wistra 2020, 
379, Tz. 58 ff.

11 Rosenberg/Schwab/Gottwald, § 65 Rn. 75.
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informiert, wird er gehalten sein, zur Vermeidung einer Mitwirkung am Prozessbetrug 
das Mandat niederzulegen.12

Zusammenfassung

1. Da der Zivilprozess von der Dispositionsmaxime und dem Beibringungsgrundsatz 
beherrscht und geprägt wird, hängt sein Ausgang auch davon ab, dass die Parteien 
bzw. deren Prozessbevollmächtigte die ihnen zur Verfügung stehenden materiell- 
und prozessrechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten sachgerecht ausüben. Dies erfor­
dert eine Prozesstaktik.

2. Grenze jeder Prozesstaktik ist die prozessuale Wahrheitspflicht (§ 138 Abs. 1 
ZPO). Diese ist allerdings erst verletzt, wenn eine Partei wider besseres Wissen 
vorträgt oder bestreitet.

Überblick über den Ablauf eines Zivilprozesses aus Anwaltssicht

Anhängigkeit und Rechtshängigkeit

Der Zivilprozess wird eingeleitet durch Einreichung der Klageschrift beim Gericht. 
Hierdurch wird die Anhängigkeit des Rechtsstreites begründet. Rechtsanwälte können 
Klageschriften wie auch alle sonstigen Schriftsätze seit dem 1.1.2022 gem. §§ 130a, 
130d ZPO nur noch als elektronisches Dokument mit qualifizierter elektronischer 
Signatur oder einfacher Signatur und auf einem sicheren Übermittlungsweg einreichen. 
In der Praxis geschieht dies über das besondere elektronische Anwaltspostfach (beA). 
Die von einem Rechtsanwalt in Papierform eingereichte Klage wäre unzulässig. Ent­
sprechendes gilt auch für alle anderen Prozesshandlungen.1 Eine Ausnahme gilt nur bei 
technischen Störungen (Einzelheiten: § 130d S. 2, 3 ZPO).

Einige Zeit später fordert die Gerichtskasse den Gerichtskostenvorschuss an. Gem. 
§ 12 Abs. 1 S. 1 GKG erfolgt die Zustellung der Klageschrift in bürgerlichen Rechts­
streitigkeiten erst nach Zahlung dieses Vorschusses. Mit Zustellung der Klage ist diese 
erhoben (§ 253 Abs. 1 ZPO) und es tritt Rechtshängigkeit ein (§ 261 Abs. 1 ZPO). 
Erst hierdurch wird ein Prozessrechtsverhältnis begründet. Ein trotz fehlender Rechts­
hängigkeit – etwa mangels wirksamer Zustellung der Klage – erlassenes Urteil ist 
wirkungslos und entfaltet keine materielle Rechtskraft.2

Früher erster Termin oder schriftliches Vorverfahren

Für den weiteren Verlauf des Rechtsstreits stellt das Gesetz dem Gericht zwei Verfah­
rensarten zur Verfügung: Es kann gem. § 275 ZPO mit der Zustellung der Klage so­
gleich einen möglichst baldigen Termin zur mündlichen Verhandlung anberaumen, den 
sog frühen ersten Termin. Alternativ kann gem. § 276 ZPO das schriftliche Vorverfah­
ren angeordnet werden, bei dem zunächst Schriftsätze beider Parteien ausgetauscht 

IV.

§ 2
I.

II.

12 Fahrendorf/Mennemeyer/Fahrendorf, Kap. 2, Rn. 89; G. Fischer/Vill/D. Fischer/Pape/Chab/Vill, § 2 Rn. 42, 
beide mwN.

1 LG Frankfurt a. M. MDR 2022, 393, juris-Tz. 7 ff. (betr. Verteidigungsanzeige); OLG Hamm, Beschluss vom 
4.4.2022, 8 U 23/22, juris-Tz. 4, 6 (betr. Berufungseinlegung).

2 BGHZ 199, 31, Tz. 22; BGH NJW-RR 2006, 565, 566, Tz. 11 f.; BGH NJW-RR 2014, 903, 904, Tz. 7; Zöller/
Feskorn, vor § 300 Rn. 18; MünchKommZPO/Musielak, Vor § 300 Rn. 4.
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werden und das Gericht die mündliche Verhandlung erst zu einem späteren Zeitpunkt 
anberaumt. Tendenziell bietet sich ein früher erster Termin für eher einfache Verfahren 
an, die auf diese Weise einem möglichst schnellen Abschluss zugeführt werden können, 
während das schriftliche Vorverfahren bei komplexeren und umfangreichen Prozessen 
sachdienlich ist.3 Die Entscheidung zwischen beiden Verfahrensarten trifft das Gericht 
nach pflichtgemäßem, aber nicht nachprüfbarem Ermessen, sie ist für die Parteien und 
deren Anwälte nicht anfechtbar.4

Beim schriftlichen Vorverfahren setzt das Gericht gem. § 276 Abs. 1 ZPO mit der 
Zustellung der Klageschrift zwei Fristen:

n Innerhalb einer Notfrist von zwei Wochen ab Klagezustellung muss der Beklagte 
– im Anwaltsprozess durch einen Rechtsanwalt, vgl. § 78 ZPO – dem Gericht 
anzeigen, ob er sich gegen die Klage verteidigen will; unterbleibt diese Verteidi­
gungsanzeige, kann gem. § 331 Abs. 3 ZPO auf entsprechenden Antrag des Klägers 
ohne mündliche Verhandlung ein Versäumnisurteil ergehen. Zur Erläuterung: „Not­
fristen“ sind gem. § 224 Abs. 1 S. 2 ZPO nur diejenigen Fristen, die vom Gesetz 
als solche bezeichnet werden. Sie sind weder durch Parteivereinbarung noch durch 
das Gericht verlängerbar.5 Bei unverschuldeter Versäumung einer Notfrist kommt 
grds. aber eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gem. §§ 233 ff. ZPO in 
Betracht, was im hier interessierenden Fall nach Erlass eines Versäumnisurteils 
allerdings nicht angezeigt ist, da auch nach verspäteter Verteidigungsanzeige kein 
Versäumnisurteil mehr ergehen darf (§ 331 Abs. 3 S. 1, 2. HS ZPO) und, wenn ein 
solches ergangen ist, dieses nur durch Einspruch (§§ 338 ff. ZPO) beseitigt werden 
kann.

n Darüber hinaus setzt das Gericht dem Beklagten gem. § 276 Abs. 1 S. 2 ZPO eine 
Frist zur Klageerwiderung im Umfang von mindestens zwei weiteren Wochen nach 
Ablauf der Frist zur Verteidigungsanzeige. Diese Klageerwiderungsfrist ist keine 
Notfrist, kann also bei Bedarf auf Antrag des Beklagten(vertreters) gem. § 224 
Abs. 2 ZPO vom Gericht auch verlängert werden. Außerdem droht bei Versäumung 
der Klageerwiderungsfrist kein Versäumnisurteil, denkbar ist aber eine Zurückwei­
sung wegen Verspätung nach § 296 Abs. 1 ZPO.

Nicht nur im schriftlichen Vorverfahren, sondern auch bei Anberaumung eines frühen 
ersten Termins (vgl. § 275 Abs. 1 S. 1 ZPO) wird dem Beklagten vom Gericht üblicher­
weise eine Klageerwiderungsfrist gesetzt, und es werden mehrere Schriftsätze gewech­
selt. Entgegen der laienhaften Vorstellung mancher Mandanten wird der Zivilprozess 
in den Schriftsätzen und nicht erst in der mündlichen Verhandlung entschieden. Etwas 
anderes gilt natürlich, wenn eine Beweisaufnahme erforderlich wird.

Beide Parteien bzw. deren Rechtsanwälte müssen in diesem Verfahrensstadium – eben­
so wie auch im weiteren Prozessverlauf – die vom Gericht gesetzten Schriftsatzfristen 
beachten, dh ihre Schriftsätze fristgerecht einreichen, da anderenfalls die Zurückwei­
sung nach § 296 Abs. 1 ZPO droht. Auch wenn das Gericht keine Frist setzt, gilt 
die allgemeine Prozessförderungspflicht gem. § 282 ZPO, bei deren Verletzung der 
Vortrag nach Maßgabe von § 296 Abs. 2 ZPO als verspätet zurückgewiesen werden 
kann (zu § 296 Abs. 1 und 2 ZPO Rn. 410 ff.).

3 Zöller/Greger, § 272 Rn. 2.
4 Zöller/Greger, aaO; Rosenberg/Schwab/Gottwald, § 105 Rn. 3.
5 Vgl. nur Zöller/Feskorn, § 224 Rn. 5.
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